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Stellungnahme der Venvaltungsgemeinschaft Gramme-Vippach zum Antrag-

Gemeinde Vogelsbefg vom 8. Juni 2022 auf

Verwaltungsgemeinschaft Giamn-ie-Vippäch und

Verwaltuftgsgemeinschaft Kölleda

Ausgliederung

Eingliederung

aus

in

der

der

die

Zu dem Antrag der Gemeinde Vogelsbecg vom 8. Juni 2022 auf Ausglicdcrung' sus der

Venvaltungsgemeinschiift Gramme-Vippach und Eingliederung m die . Venval tu ngsgemein schaft

Köüeda wird im Rnhmen der Anhörung der beteiligten Gemeinden, dec betroffenen Landkreise

der von einer Änderung, Erweiterung odec Auflösung betroffenensowie

Verwältungsgemeinschaften durch das Thüringer Ministerium für Inneres und Konununales wie

folgt Stellung genommen:

Der Antcag der Gemeinde Vogeisberg auf AusgUedemng aus der Verwaltungsgemeinschaft

Gramme-Vippach wird

ABGELEHNT,

da gegen die AusgUederung der Gemeinde Vogelsberg aus der Venvakungsgemeinschaft Gtamme-

Vippach insbesondere Gründe des öffentlichen Wohls sprechen.

l. Gemäß § 4ö Abs. l Satz l der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 4l), zuletzt geändert durch ,Ardkel 4 des

Gesetzes vom 17. Februar 2022 (GVBL S. 87), können Verwaltungsgememschaften durch
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Gesetz unter anderem geändert werden, sofern Gründe des öffenfcÜchen Wohls nicht

entgegensEehen.

Der Begriff des öffentlichen Wohls ist ein generalklauselardger unbestimmter

Verfassungsbegriff, dessen Konkteüsierung vorrangig Sache des demolu'adsch legitixmerten

Parlaments ist. Dem Gesetzgeber obliegt es, die für ihn maßgeblichen Gemeurwohjgrimde im

Rahmen der verfassungsrechtlichen Vorgaben zu bestimmen und an ihnen die konkrete

Neuglicderung auszurichten (vgl. ThürVerfGH, Urteil vom 18. Dezember 1996 - VerfGH

2/95,6/95 -i juris Rn. 88). Außerdem ist der Gesetzgeber bcfugE, auch Interessen und Zwecke,

die sich nicht unmittelbar aus einem Verfassungsgmndsatz ableiten lassen, in den Rang von

Gründen des öffentlichen Wohls zu erheben, wobei ftber übergeordneEen

Verfassungsprinzipien bzw. der verfassungsmäßigen Wertordnung R.eclmung getragen werden

muss (vgl. ThürVerfGH, a. a. 0., Juris Rn. 89). Der Staatsgerichtshof für das Land Baden-

Württemberg hat in seinem Urteü vom 14. Februar 1975 - GR 11/74 ~ ausgeführt, dass dies

der Fall ist, wenn NeugÜedemngen der Stärkung der kommunalen Lcistungskraft und

Verwalnmgskrnft dienen und die Wirts chaftlichkcit der Gemeindeverwaltung erhöhen. Da die

hier aufgestellten Prämissen 'nach hiesigem Dafürhalten vergleichsweise herangezogen werden

können, stehen vor diesem Pilntergrund der durch die Gemeinde Vogelsberg beantragten

Ausgliederung aus der Verwakungsgemein schaft Gramme-Vippach und der Eirigliederung in

die Verwaltungsgemein schaft Kölleda, Gründe des öffentlichen Wohls • entgegen; die

Ausgliederung dient weder der Stärkung der kommunalen LeisEungs- und Verwaltungskraft

noch UEsst sich hieraus eine Erhöhung der Wirtschaftüchkeit der Gemeindeverwa.ltung

erkennen.

Durch die beanüiigte Ausgliederung wkd hingegen die Leistungs- und Venvaltungskraft der

durch § 12 des Zweiten Thürlriger Gesetzes zur freiwilligen NeugUederung tcreisangehöriger

Gemeinden im Jahr 2019 (2. ThürNGG 2019) vom 10. Oktober 2019 (GVB1. S. 385), erst mit

Wirkung vom 31. Dezember 2019 neu gebildeten Verwaltnngsgemeinschaft Gtamme-Vippach,

die fiir die ihr angehötenden MitgUedsgemeinden neben den Aufgaben des übertragenen

Wirkungskreises (§ 47 Abs. l Satz l ThütKO) auch die verwaltungsmäßige Vorbereitung und

der verwiiltungsmäßige Vollzug der Beschlüsse der Mitgliedsgemeindeii sowie die Besorgung

der laufenden Venvaltungsnngelegenheiten obliegt, die für die Mhgliedsgemeinden keine

grundsätzliche Bedeutung haben und keifte erheblichen Verpflichtungen crwatten lassen (§ 47

Abs. 2 Satz 3 ThürKO), sowie der ihr angehörenden Mitgüedsgememden geschwächt. Da

infolge der eingeräumten Frist zur Stellungnahme, die sich voUstäncüg m der Urlaubszeit

(Sommerferien) befindet, aufgrund von Kapazitätsproblemcn kurzfrisrig keine vollständigen

und uefergehenden Untersuchungen zu .den Auswirkungen der nunmehr beantragten

Ausgüedening erfolgen konnten, sei nach kursorischer Prüfung zunächst darauf verwiesen,

dass im Falle einer erfolgenden Ausgücderung deren Einwohnemhl um die der Gemeinde

Vogelsberg von derzeit 9 083 (Stand: 31. Dezembet 2021) bzw. 8 160 (prognostizierter Stand

zum 31. Dezember 2040) um 699 (Stand 31. Dezember 2021) bzw. 700 (prognostizierter Stand

zum 31. Dezember 2040) auf 8 384 (Stand: 31. Dezember 2021) bzw. auf 7 460

(prognostizierter Stand zum 3t Dezember 2040) absinken würde. Die in Rede stehende

ecfolgendc Verringerung der Einwohnerzahlen der Vet-waltungsgcmeinschaft würde - ohne

Berücksichügung sich ergebende): Kostens teigerungen - sodann '/ur. Erhöhung des

Umlagebedarfes der Verwaltungsgemeinschaft, tnithm zu einer Mehrbelastung der in der

Verwaltungsgemeinschaft verbleibenden Getneinden i, H. v. mindestens 113,817,00 EUR

führen, im Einzelnen



ft) jährliche Mmdcreirmahmen an Zuweisungen im Zusammenhang dem

Mehrbelastungsnusgleich nach § 23 Abs, l Satz l Nr. 4 des Thüringer

Finan^ausgleichsgcsetxes ffhürKAG) vom 31. Januar 2013 (GV"Bi. S. 10), zuleut geändert

durch Ardkel t des Gesetzes vom 17. Februar 2022 (GVB1. S. 87), i. H. v, 30.057,00 EL'R1

sowie

b) jährliche Mlndereinnahmen an Umlage der Venvaltungsgemeinschaft'i. Pl. v. 83.760,00

EUR2.

Die durch die Gememde Vogelsb'erg un Rahmen der Beantragung der der Ausgliederung

vorgetragenen Gründe für die Neugliederung liegen ausweisiich des Beschlusses des

Gcmemderates Nr. 01/21/2022 vom 19. Mai 2022 nicht vor. Wedec überzeugt der Vortrag,

dass die durch die Gemeinde bestrebten Ziele besser in der benachbarten

Verwaltungsgcmcinschaft Köllcda erreicht werden können noch bestehen nach dort solche

verfesügten Verflechtungsbeziehungcn, \vie zur Ven.valmngsgemein schaft Gramm e-Vipp ach,

a) Durch Bildung der Verwaltungsgemeinschaft Gramme-Vippach mit § 12 des 2. ThürNGG

2019 wurde eine leistungsfähige^ effiziente und nnchhtiläge Verwaltungssü-uktur

geschaffen, die för die Mitgliedsgemeinden die nach § 47 Abs, 2 Sätze 2 ff. ThürKO

normierten Aufgaben wahrnimmt, So wiirde - unbeschadet des sich aus der Bildung der

Vcnvfllrungsgemem schaft ergebenden Verwaltungs- und Orgamsftdonsaufwqndes

insbesondere mit Amtsantritt des amtlerenden G emeinschafts Vorsitzenden eine

einheitliche Verwaltung mit Amtcrstruktur geschaffen. Die durch die Gemeinde

Vogelsberg. vorgetragene Ausnutzung und Bündelung vorhnndcner Potenziaic scrwie die

Anpassung an die Anfocdeningeq der dem ogra fische n Entwicklung ist erfolgt- Dies trifft

ebenso für die gemeindcseitig beschriebene Ausnutzung von Synergieeffekten zu, soweit

diese überhaupt in den Zuständigkeicsbeceich der Verwaltungsgem em schaft faÜen, Die

Gemeinde Vogelsberg verkennE nämlich bei ihrer Argumentadon, dass die Übertragung

weiterer Aufgaben des eigenen Wirkungskreises auf die Vcrwalcungsgemelnschaft so auch

die professionelle Analyse der vorhandenen Sü-ukturen in kommunalen

Arbeitsgemeinschaften, die Entwicklung von Konzepten, die das Wohnen und Leben auf

dem Lnnde für junge Famüien attrakdv macht, die Gewährleisrung der effizienten

Zusammenarbeit der Bauhöfe, die Entwicklung von Rndwegekonzepten oder die

gemcinsiime Trägerschaft für Kindertage s Einrichtungen xuaUererst in die Zuständigkek der

.der Verwaitungsgemeinschaft angehörenden Mitgliedsgemcinden falle. Schließlich

beinhaltet die Begründung-, des dem Anü-ag tiuf Ausgliedemng aus der

V erwitttungsgemein schaft Gramme- Vippach zugrundeliegenden G ememderatsbe Schlusses

ledigÜch bloße Behauptungen und liisst eine funcüerte Untersctzung völlig vermissen. In

diesem Zusammenhang \vird auf den Beschluss 75/2018 der Gemeinde Vogelsberg vom

29. November 2018 (Anlage l) verwiesen, in dem der Bürgermeister ermachdgt wird,

entsprechende Gespräche mit den Bürgermeisterinnen und • Bürgermeistern der anderen

Gemeinden frühzeiüg zu führen. Eine entsprechende Initiative ist bis heute nicht vom

( Die Berechnung erfolgte nach der Einwohncrznh! des § 23 Abs. 2 i. \\ m. Abs. l ThürFAG. Ber.ogen auf eine
mögliche Ausgtiederung der Gemeinde Vogelsberg im Jahr 2024 wäre mithin die Einwohner2ahl zum 31. Dezember
2022, Da diese noch nicht verfügbar ist, wurde als Bercchnungsgrundlage die Eiriwohnerzahl zum 31. DezembeE 2021
xngruodcgekgt,

2 Die Berechnung cffotgte auf Basis der Einwohncmlil des § 128 ThürKO i. V. m. § 37 Abs. l Sacz l des Thüringer
Kommunahvahlgesetzes (ThürKWG) vom 16. August 1993 (G\/B1. S. 530), zuletzt geändert diuch Gesetz vom 24.

, Mai 2022 (GVB1. S, 283), mit Stand vom SO. Juni 20t8 mit dem Umlftgebetrag der Verwsikungsgemeinschitft filr das
Haushaksjiihi 2022 i. H. v. 120,00 EUR./Einwohner,



Bürgermeister der Gemeinde Vogetsbefg erfolgt, Bs ist daher davon auszugeben, dass

diesbezüglich seinerseits gar kein größeres Interesse daran besteht.

b) Trotz des Antcages der Gemeinde Vogelsberg auf Ausglieclcrung aus der

Verwältungsgemeinschaft erfolgen durch diese weitete Verüefungen der bestehenden

Verflcchtupgsbcziehungen. So hat die Gemeinde erst eine Gememdeffltssitzung vor der

Sitzung (l), in der der Antrag aufAusgUederung-beschlossen wurde, den Beschluss gefasst,

mit dem weit überwiegenden Teii der weiteten Mitglledsgemeinden eine

Zweckvereinbarung zur Übertragung von Aufgaben zur Durchführung von

Schlichtungs verfahren nach den Bestimmungen des Thüringer Schi edssteUen ges etzes auf

die Venvaltungsgemeinschaft Gramme-Vippach zu übertragen (vgl. Beschluss

Nr. 03/20/2022 vom 7. April 2022 (Anlage 2)). Vor diesem Hintergrund drängt sich nicht

nur der Eindruck widersprüchiichen Verhaltens ftuf, sondern es versrärkt auch den

Emdruck» die zur Verwaltungsgemeinschaft Gramme-Vippach bestehenden

•Verflcchtungsbeziehungen ausdrücklich weiter verstärken und verfesügen zu wollen.

c) Seitens der ' Gemeinde Vogelsberg wurden vor dem Hintergrund der Bildung der

Verwaltungsgcmeinschaft Gramme-Vippach die engen Verflechtungen mit den anderen elf

Mitgliedsgemeinden als wesentliches Argument füt die NeubUdung der

Verwaltungsgemeinschflft Gramme-Vippach benannt, so z. B. Beschluss Nr. 75/2018 vom

29. November 2018 (a. a. 0.) und Beschluss Nr. 35/2019 vom 22. Mal 2019 (Anlage 3).

Zwischenzeitlich wurden diese Bindungen weitet verstärkt (siehe den unter verstehendem

Buchst, b) erfolgten Vortrag). Entsprechend des Beschlusses der Gemeinde Yogelsberg

Nr. 01/21/2022 dec Gemeinde Vogelsberg.vom 19. Mai 2022 werden jetzt plötzlich und

erstmals die engen Verßcchtungsbeziehungen mit den Mitgliedsgemeindcn der

Verwaltungsgemeinschaft Kölleda als Argument für die Ausgliederung bxw. Emgliederung

herangezogen. Die Bildung von Verwaltungsgemeinschaftcn sowie der Wechsel von einer

Verwaltungsgemeinschaft in eine Andere Verwaltungsgemeinschaft können, nicht von

derart wiükürlichen und objektiv nichE nachvolbiehbaren Entscheidungen abhängig sein.

Das Aügemeinwohl und die VerlässUchkeit hinsichtlich der frisch gebildeten

Venvaltungsstruktur „yerwaltungsgememschttft Gramme-Vippach" stehen hierbei

deutlich im Vordergrund und der beantragten Ausglied^rung entgegen.

3, Ungeachtet des vorbezelchncten Entgegenstehens von Gründen des öffentlichen Wohls sowie

vorliegenden \vidersprüchUchen Vorhaltes der Gemeinde Vogelsbe.tg bedeuten die

Bestimmungen des § 46 Abs. l ThürKO Jedoch nicht, die Änderung von

Verwaltungsgemeinschaften könne dutch den Gesetzgeber grenzenlos und willkürlich

erfolgen. Der Gesetzgeber ist nämlich insbesondere den geltenden gesetzlichen Bestimmungen

unterworfen.

Da, wie bereits angeführte § 46 Abs. l ThürKO grundsätzlich keine Regelungen mehr zur

Antragsberechügung wie auch zu Mehrheiten zur Änderung einer Vefwaltungsgemeinschaft

enthält, gelten für die Verwaltungsgemein schaft über § 52 Abs. 2 ThütKO die Bestimmungen

zu den Zweckverbänden des Thüringei Gesetzes über die kommunale Gemeinschiiftsaxbeit

(ThürKGG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl S. 290),

zuletet geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (GVB1. S. l 94), entsprechend.

Mithin bedarf es für die Änderung der Verwaltungsgemeinschaft durch Ausgüederung der

Gemeinde Vogelsberg nach §, 52 Abs. 2 ThurKO i. V. m. § 40 Abs. l Satz l ThürKGG

zunächst eines Antrages der betreffenden Gemeinde an die Verwaltungsgemeinschaft, der

seinerseits einer Mehrheit von zwei Dritteln det Stim.men^ahl der Gemeinschaftsversammlung



bedarf, um angenommen zu sein. Ein Antrag der Gemeinde Vogelsberg auf AusgUederung

Üegt jedoch bisher ebenso wenig vor, wie ein der Ausgliedemng stattgebender Beschiuss der

G emeinschafts Versammlung.

Nach iilledem bleibt daher festzustellen, class einerseits gegen die seitens der Gemeinde Vogelsberg

beantragte Ausglicderung fius der Venvnltiingsgemeinschaft Gramm e-Vippftch Gründe des

öffentlichen WoKl sprechen und andererseits die Begründung des Antrages widersprüchÜch und

in sich nicht sämmig ist.

Schloßvippach, den 21, Juli 2022
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AjnlageJ,
Beschluss des Gemeinderates der Gemeinde Vogelsberg Nr. 75/2018 vom 29. November 2018

Gemeinde Vogelsberg
Gemeinderat

Beschluss-Nr.75/2018

Auf der Grundiaoe der Thüringer Kommunalordnung -ThürKO- vom 16. August 1993
in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBI. S. 41), zuletzt
geändert durch Artikei 1 des Gesetzes vom 10. Aprii 2018 (GVBI, S. 74) beschließt der
Gemeinderal Vogelsberg in seiner Sitzung am 29.11.2018:

Die Bildung der Verwattungsgemeinschafi "Gramme-Vippach" ist ein erster und sehr
wichtiger Schrift zur Schaffung größerer und effizienter Verwaltungsstmkturen. Die
Gemeinden der ehemaligen Ve wa Itungsgem einschalten "Gramme-Aue" und "An der
Marke" .werden sich in dieser neuen Verwaltungseinheit über Zusammeniegungen
einzelner Aufgaben des eigenen Wirkungskreises verständigen und dabei immer
weiter zusam'men wachsen. Mittelfristig kann somit eine KonttEWierliche
Weiterentwicklung in Richtung einer Seitbildkonfortnen Verwaltungsstruktur, auf der
Grundlage der geltenden Rechtsnormen, erfolgen.

Der Bürgermeister wird hiermit ermächtigt, entsprechende Gespräche mit den
Bürgermeister(inne)n der anderen Gemeinden frühzeitig zu führen und den
Gemeinderat regeimäßig darüber zu informieren.

Finanzielle Auswirkungen: keine

II.

Stimmenergebnis: von 8 gesetzlichen Gemeinderäten und dem Bürgermeister

9 Anwesend
9 Ja-Stimmen
0 Nein-SUmmen
0 Enthaitungen

/'^.^(iR)^O'^

, ^o^,^
midt ^^^' Matth

Bürgermeister 1; Beigeordneter



Veirwattungsgemeinschaft „An der Market ErfurterStraße 6, 99195 Schloßvippach

Verwaltungsgemeinschaft „Gramme-Aue , Bahnhofstraße 16, 99195 Großrudestedt
- Die Gemeinschaftsvorsitzenden -

-^t^
Afasfcbtserttlärung der Bürgermeister zum Aufbau der

Verwaftungsgemelnschaft Gramme-Vtppach (VC-GV) - t.eltbttd \„

-a-< 3
Wir, die Bürgermeister der Gemeinden Alperstedt, Großmölsen, Grofirudestedt mit den Ortsteifen
K)efnruäestedt, Kranjchborn und Schwsnsee, Eckstedt, Kielnmöisen, Markvtppsch mit Ortsteif ßachstedt, NÜds,
Oltendorf, Schtaßvippach mit Ortsteil Diefsdorf, Sprötau, Udestedt und Vogeisberg, erklären unsere Absicht, bei
der Neugründung der VG Gramme-Vippach die Solange der BUrgsr aller unserer Mitgliedsgemsinöen !n den

Vordergrund zu stellen.

Wir stellen uns das Ziel bei der Gestaltung der neuen Verwaltung auf Bürgerfreundlfchkelt, Qualffihation der
Mttarbeiter, ifilstungsfählgkelt und effektives Zusammenwirhen sller Ämter, Im intecesse unserer Einwohner
zu achten,

Unsere Verwaltung soll mEt Hera und Verstand handeln, iich In die Perspektive unserer Bürgerinnen und
Bürger versetzen und Korrekt, rechtssicher und. iüg!g entscheiden. Die Zusammenfegung der beiden

Verwaltungsgemeinschaften verstehen wir als Chance.

Der Hauptsit; der Verwaltung&eemelnschsft Grammc-Vippach wird Schloßvippachsetn.

Die Verteilung der für efne Verwsftung erforderlichen Ämter wird zwhchen den Sftien der neuen

Verwaltungsgemelnschaft ffi Scftlößvlppach und GroSfüdestedt abgestlmnnt und ausgewogen erfolgen. Keine
der Gemeinden soil durch die Zusammenlegung Nachteile erleiden. Bei diesem Prozess satten wir auf Konsen?

zwischen allen Dörfern unserer W en. Wir werden vor dem Hintergrund einer »parwmen Hausbaltführung für
längere Zeit die In unseren Gemeinden vorhandenen JmmobUlen nuüen, um den Bürgern Servteeletyttingen !n

unmittelbarer Nähe aniubieten. t>3iu soll auch dte Einrichtung von BOrgerbUros In Großrudestedt ynd

.Schloßvfppach geprüft werden.

Im Rahmen einer Orgsnlsatfonsuntersuchung wird im Jahr 2018 für die VcfwaltLing etn neuer Organisatlons-

und Dienstpostenpfan für die neue VG-GV erarbeitet, fn diesem Zusammenhang sol! auch geprüft werdsn,
wekhe Mßgtichkeiten und Synefgien sich durch öie Btirtdelung von Aufgaben des ßauhofes bzw. der
Kindergärten ergeben. Oie bisher fn den Verwaitungsgemehidiaften beschäftigten Beamten,
Entgeltbeschäftfgten und Arbeiter erhalten eine Beschäftigungsgarsntie, die Ihrem blsherisen Arbeitsvertrag
entspricht

Die Zusammen? rbsft der Gemeinden im Bereich der „FrdwiEltgen Feuerwehren" soil tnnerhaib der
Venvaltungsgemeinschaft „Grgmme-Vippsch" intenslviert werden. Die Freiwilligen Feuerwehren in den
Mltglfedsgemeinden bleiben bestehen. Die Stützpunktfeuerwehr in Großrudestedt wird erhalten, und
sukzcssive modernlslert.

Großitrd^stfrfft, den 22.11,2017

Bgm, Sürfeluie WUa,

@gm, Gerne tnde Sprütau

Bgm. Q.eifwtfnip 0!len{lor<

Bisffp^melnde Udes clndeVogaftügrg



Anlage 2
Beschluss des Gemeinderates der Gemeinde Vogelsberg Nt. 03/20/2022 vom 7. April 2022

GEMEINDE VOGELSBERG
LANDKREIS SÖMMEHDA / THL'JRJNGKN

Be seh l u ss Nr. 01/21/2022

Antrag aufAuegJicdcrung der Gcmemdc Vogelsbcrg

ans (IcrVcnvaltungsgciTicinschaf) Gramtnc-Vippnch BOWI'C

auf Erweiterung der Vcrwalttingsgcmcinschaft Kdlleda um die Gemeinde Vogelsbcrg

.WGrundin^e dt's $ 22 Ai)s. 3 Sntz l liiul (.IEK § 4<> .MIR. ! der 'l'liurinyer l<omimi«;ili>rdi)L)i^

(Hiüf'KO) in tlt-r !'iWsuni^ (.ier Bekiinntiniiclnin^ vnm 2(j. J;unj;ir 2fl()3 ((i\'Bl, S. -U), /.ntet-'t

^(.'iiiulcn durch Artikel -i de? GescKe.- vom i7, Fcbj-u;ir 2022 (G\'1^. S. 87), Itii! ctur (_;cmuni.k'r;it

drr GumeinJf \'ogdsl.n;ry im üffriillicht.'n 'it'ii st.'idL'r Sir/ung ;un 19, M;u 2022 iw^chl(^hL:ir

). üerGemundemt b(.-.<chlieHt.den Ansrrirs au;; cic-r \ e)\v:i]tungs^ei3i(;itKi:li;ift(';Nmme-\'i)'ip;ic!i.

2. Der<.)(;iwitH!(;r:u hrscSiltcÜt den Eiim-irt in die Ven.v^iMn^tinwtnsciuft Kö!k'».);i.

3. Üic NeuylicdcL'iin&soll ^um l.Jfinuar 2023 in Knifr irct'cii, iiilfawcisr xuin t.jAHLiar 202 f.

4. Dur Hürjymiasrt;!' wird l,K*;i«ftni^r, den cnEsprcL-hcndcn N'cn^Sicclcnuigs'jilti-ii^ •w .•stL'llcn.

'nituUmi

(~;einiiß ^ •If'i ,\hs, 1 'nn'irKO isOiifie« \~ef\v;itni(i^R("nwni:c!i;iftr:f) cttii'di tiL^eti' ^d^ildei, ^f;iinlerr,

c'i'wcirc!T(Hk'!'.ntfg(;!(VsEwm]fn, siA'm Uritndc des oi'Yrntiiclifii^'Dhlri nit'lircnigf.yctiriU'S'iL'n. !.)ur

!''!'t;istii;it Thiirin^rs ?crxt wt'iterh)!) iiut l^fiwilligkL-ir itisd ifanuii-. tl.Wf iIiL' St;kltv und l^nrh'r

L'i^envcT.in!Wtn'[tt[:i) knmiiuinale Stni)ilLir;iHLl(:runpcn auf dcii \\'cß biin^rn, iT^iwiliint:

CtetnrJndeii&uf.lietk-miifit'n ki'inn^n ciiilit'r wie bisher juf dem Dicnstwcfi- iiüiiim'.iRt werden

(Runtfsi.-ln-cibcn dfs Tiiiinnyer Mlnistvnnsns Kir IntKTcs umi Kurnninreiics ("i'MlK) vum 31. M.ii

202 i).

01) eine hfiiiirni^tc Ncu^ici.icnjny dein oFl-cnriiciicn \\'ulil unrspridu. un.sclicidurdur C.K'scrx^c'i)^'

«n K;i!iincn u!it;r Aliw;i^in]L; iiiluf im t>onki-i.ln;n i'';i!) nilfvnnii.'n Gt>m[:)imroliil;t'I;ingt'. I,)ni

bfuntrnyEc N'cnglicdcniny kiiiin i!umn;tt.'li in ik'ii P.i-iMitff cnn's Ncuyiifdcmnytiy^L'uw

;iut^enoni)neii ynd unifieset^i wüfden, wenn im Lrgehitis einef Abwii^LHi^ die

GtTncum-ohlin.'liin^f, die tw diric IWLIC Snnkiur spn'dicn, dicjuii^ai C;c^iL-lit¥pnnkEü üin'iwk-^cn.

die gcfico clif i)eu<: Struiklin' riprcdien. Der Rfihnwi fur ciiü fiüschilikTte Cienn.'iDwohl.^bwii^])]^

wird duffh <J;is J.fitbild un<i du.' J.ntlniiui drr Gt:[Tiuin)cyrl>ietsrctonn bcstiinint, dit.' iit;r



(2)

CL":L-t/:i;(.-hL'r für ^cinc \fiit;l]ctIt.>l"liii^[ll,i!S(Ll!l!nejl !f?!^e!t.>(;i Ji.it ilni'nmiiiHon dv^ i\!IK y.u

(ii.'inL'nn.ii.'nrn.i.iiifUa'nn^n, -Stjiul 23. J,tnu.ir2tt22',.

/.w,i!' r.nimril du' j.Llllunrn ilrr !^ltli!nn voii l'mhuts. nrn! )..nnl^fnit'uitifn iJfil \'orr.nn! \'\\).

Aiplcicl) wird ,il-ier Jen] l't'm/tp ikr l''rei^jli!^kei! bn der erlon.'ifL-in.-iicn .Si<irkmts (.ier Slizikmren

<.'nn.1 hi;lu- ik'Juininf cii">;^'r,iiiiTir. !~Jn; .MuL'.liL'h^L'if ik':' ilikiuiii.'. .VnJfiiini^ oJvr F.iwciti.'ninH rini.'r

\'<;nv.ilnini^vmun;;(;h.)i~! 1-.1 in ^ 46 \1^-. l nuSi-KOwciicrhin v'nin.-.fiu-n lunidurL-ln.tn; ]A'it!inti;n

nichi .siLti;t^L'!ili)S^<.'n wtinicn. S<m'cit ftiu- snliiic Smikninintlcnjitg il(r \ ri'tn.-^t'iun,; der

l.ci^Hin^i- um! \\-nv.iiliin^sbntjt JLT <It;mi.;intlt'n t.licni umi ihr ki'nu' Clniiklc dus öftcntlit'iwn

\\ fihh snrp-pc'n^hen, i?t ^tf w^ireriiifi nu')pin:}i und k.nui vDii de;i (it.-meuuicii !}c,i(irr:isf wc-s-iifn,

^<)i:inL'.<.- J!G fljt.-iu'ndccitcnJf (jrmt.'tnifrtyhn't^ivryrm HOL']'! nidit .i!>yc;\-!i!i,wcn ist [v(iL

(it><t'T/'(-slit-.tin1i)tiji[ni /-.um /.wt:-] reu iluinni^T de^r!'/. /:ur ri'fi'A'ilIigi'it NöiiHimiL-rting

krt-is,!ii^-hi)r^t.T<it'!ni-inik-ii iinJ:ihi-2(Uy;l'f1i{i!'G\C)G 2<NW MW 10. Okhihrr 2111 y (G\ Rl,

! )t<- C,;t;mc;uuk' ^'l.lg^'!sl>t.•^•L'. i-<t "(.'tt !. jjnu.ir HW Mi^ln-ibgt.-mttnJi. i.li'r \';;i^'.iiuin%s;j,<.'tTn.'in^t.-h.ir't

( n'.immc-Vipp.n'h, die .us;; dem /,u.<.tm!nr!pditu<;;t drr S LT^',iln;ti^^t-mi;iti.-:cli.itieit .\n J("i' .\i;!rkc

iinJ(;mmine-.\uccnr^F;inJi'[i i^r MitiiLrliil(.!i]!igt.(t.-f\\'nv.t?ni!n^it<.-niL'in'i.-h.tfrCirinmiL'-\"ipp:icii

^nllir c.iiti' \rtw.t!tnni^;;rrnl;Hir iy;;c'li,it'ic.-n \vf;-<iL-ii, -Jif dk- ht-:fili;/,rcn (irnu-indfii in Jic i..ipc

M'ricP.t, Jir \'Lri'\v:i!tiin^ fht-'n-nk'r /.n •.intkiunfivn, du' v.irhu^tk'iitn P(i[L'n-;!.ik' /li nutycn, yu

inindfln und w die ,\nir>rik'!i!iu;i?" der i.lefnn^nH'isdien luirtVn.kiuiiH ,in;'itp,is?fti. /.ndeiii .'iuiltdn

'^Tn'i^iun-k'im; lu-mir/i und da- Sti-tiknir k-tiniiit;;^i!)iü,c'r .ius.i;i.'5r.iir<.'E wL'nk'H, ttulcm dit'

(ifn-iL'imk'n \vritu\? Atin^il'fn ik's c-n^i.-ntii \\;rku)m.-;!<rci.--(,\< .mt\lu-ii<.'LiL' VLTW.tltiin^y^uTK'miiclufi

«licnr.i^cn. l^i.<pit.-i.<\VLlihL Jitt-cii die [•!f.)fcs.<i"iu'ilf ^n.ilysc i.kr ^(.'rh.iniJcnui Stn.tkt\ircn ui

l;())Tin-ii!n;ii(.'!i \rbfit):gi;)Tn.'tnst:h.tt[f.n, K^n;-i.-ptc vu ciif.vit.'kL'li; (iiL- i(;ii \\'nhm:n (I;H! i ,L-bcn :mfdcni

L.iitde nie iLinee f-.nmiien .iitr.^n^ nuch), die cHi^ic-fue Zi^.iinnifti.ü-hfit i'icr B.iLiiioi'e-. die

rrnwicHttnn \-an R.iiiv.v^'knn^L-pTfii ojfr JK. ^rnu-in^.imt Tni^t.Ti.Ji.it't h'ir

KjntiL'i'Lt^wiiinchtiinntn i^ic^ft/'c^ln.'^t-üiiduti^ i'iim 2. Tiiüi<iN(!(I 20!'), ^. 7fi \w 77:

MmlewcilL-- h.it <it;li ^<^ft^i. d ^•- die \ env.iItuns^fnu-inM.-h.in Gnm!iu'-\ ippaLli fw iiit

Gemenutt Vn^^lie^ nidii i-iic ^ccii;ii(:ii; Sn-uktyf w, um dic-se Ziek xu eiTficht.-n l)<fw. i;in;r,t; der

Zit-lc luchnndit-cH'eidu wi?fden kftnnen. Der Cjcfneincler.iT !;r d.iiier luch itiiciisivcr Bemui^^u

t.\cm r.r^J.miT yt.-kt.nnnu'n. il.i^^ t.fic ^.It.-murtJi.'' '.!n'i!<.' 7,K'k' in.'i;^fr 111 Jvr LH-fi:icl^b:ii't(.'ii

\ erA'.iltunji4St;<'ml'"ii;dul't [<i:'i!tcd,i veiwirDichen k.inn.

<^ir \'erA'.i!r.ini^gt;tU(.-![i;;chjtt !<o!)i.-d.i um! iln-i;» Mif^iicJ^L-nn.-iinlc.'n lie..(eJus')\ <::iliif(;)du'

i'i.-yioiuk' VtTtlccSirum^Sx-'/'if.'lmrsyrii fi^unnlidif N':il>t\ \i-i)f!ri:gil:iKi-, \:url;v!in;\vcy(.',

F.ink.in^mö^lsL-hkt.'ircn, ;sdnilc <.-K.',. ,\w Jff S'tt^SK'ilniin^ i^f ruu' ^t;ir^!fin dt.-r l.^istuin.i^- und

\ t-i\v,ilrnn^i;!;r.itt <ier Gt-itiuiuie /•u fr^'irtfn. Die- \ cwjltunL^t-mc'ui^-kir? K<'i!!^d.i w tinf

n-d)ni;:ch um) on'.'jniii-jtonsL'h modt.'m .iiitL^'.'Tcilk' ^'cnv;llmnt.l. n-iir ^uhl.inkcn ^ti'ui;nm>i^. liif

;'.u^;nnmei] nin i.k'f ?r;iili Knlici-la füiL-n \'(.>iw;tlius\i^vurbiuid inn iilu-r !t!.!)l((> Uiwnliim'n liilLlc!

^/A\'cckvc'rt'in!i;insi\ß vom 1->. Juni 2020),

A bs rinim u ngesrgehiii is ;

^:?en' iichf An-i.ihl

Jer Mjl^lfcdc-f;



clnvuii nnwcsciul:

-(^ ]-

JiL-Sümmcn;

Ntin-Stimmcn:

Srimmcnthiiltungcn:

Bemerkung:

Auf C'inuidhgc des § 3fl Abs. 1 TliürKO war kein Micglic^i voi\ der ßcratung und Absüminufig

iiusgcschJosscn.

Vogeisberg, den 23. Mai 2022

ßürgcrmcisrcr Erster Ucigcordncrcr



Anlage 3
Beschluss des GemeindeFates der Gemetnde Vogelsberg Nr. 35/2019 vom 22. Mai 2019

Gemeinde Vogelsberg
Gemeinderat

Beschlus3-Nr.35/2019

Auf der Grundlage der Thüringer Kommunalocdnung -ThürKO- vom 16. Augusf 1993
in der Fassung der NeubeRanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBI. S, 41), zutetzf
geändert durch Artikel 1 ctes Gesetzes vom 10. Apri! 2018 (GVB!. S. 74) beschiießt der
Gemeinderat Vogelsberg in seine.r Sitzung am 22.05.2019:

Der Gemeinderat der Gemeinde Vogelsberg stimmt der Stefiungnahme zum Enh^urf
eines Thüringer Gesetzes zur freiwilligen Neugiiederung kreisangehöriger Gemeinden
im Jahr 2019 und zur Anpassung gerichtsorganisatorischer Vorschriften (Thüringer
Landtag - OS 6/6960), !t. Anlage, zu.

Finanzielle Auswirkungen: keine

II.

Stimmenergebnis; von 8 gesetzlichen Gemeinderäten und dem Bürgermeister

9 Anwesend
9 Ja-Stimmen
0 Nein-Stimmen
0 Enthaitungen

1 Beigeordneter



SteHungnahme der iSemeinde Vogefsberg zum Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur
freiwilliaen Neugilederuno kreisangehtiriger Gemeinden im Jahr 2019 und zur

Anpassuns aerichtsorganisatorischer Vorschriften (Thüringer Landtag - DS 6/6960)

Im Rahmen des vom Landratsamt des Landkreises Sömmerda mit Schreiben vom 08.04.2019
durchgeführten Anhörungsverfahrens zum Entwurf des ,2. ThürGNGG 2019" gibt die
Gemeinde Vogelsberg folgende Stellungnahme bezüglich des §11 zur BiJdung der
Verwattungsgemeinschaft „Gramme-Vippach" mrt Sitz sn der Gemeinde Schioßvippach ab:

1. Die Gemeinde Vogelsberg bestätigt voil umfänglich die gemeinsame Stellungnahme der
beiden Verwaitungsgemeinschaften „Gramme-Aue" und »An der Marke' vom
13714.02,2019 (siehe Anlage 1).

2. Ergänzeiid wird darauf verwiesen, dass am 30.10.2018 ein gemeinsames Gespräch
der MdL's Claudia Scheerschmidt (SPD), Dirk Adams (Bündnis 90/Die Grünen) und
Frank Kusche) (Die Linke) mit den Bürgermeistern der Vewaltungsgemelnschaften
„Gramme-Aue" und .An der Marke" in Großrudesledf stattgefunden hal. Nach
eingehender Diskussion schlug Herr Kusche! vor, dass die Gemeinden, wenn sie Jetzt
noch keine leifbildgerechten Strukturen beschließen würden, zumindest in den
Gemeinderäten Beschlüsse fassen spHEen, dass es sich bei der Bildung der
Verwaitungsgemeinschaft „Gramme-Vippach um einen ersten Schritt zur Schaffung
größerer und effizienterer VewsJiungsstrukturen handejt und dass sich die Gemeinden
mitlelfristig zu einer leJtbildkonformen VerwaltungsstruMur weiterentwlckeln waiien,
Diesem Vorschlag von Herrn Kusche! sind elf der Insgesamt 2wölf Gemeinden der
beiden betroffenen Verwaltung sgemeinschaften gefolgt. Der Beschiuss def" Gemeinde
Vogelsberg Nr. 75/2018 wird als Anlage 2 beigefügt und nochmals bekräftigt.

3. Von den zwölf Gemeinden der beiden Verwaltungsgememschaften haben elf
Gemeinden für die in den Gesetzentwurf Übernommenen Regelungen gestimmt.
Lediglich die Gemeinde Großrudestedt hat hierzu keine Beschlüsse gefasst, Wir
nehmen jedoch positiv zur Kenntnis, dass sich die Gemeinde Großrudestedf
grundsätzlich auch für die Bildung der Vefwaliungsgemeinschaft „Gramme-Vippach"
ausgesprochen hat. Eine abweichende Meinung gibt es lediglich bezüglich des
zukünftigen Sitzes der Verwaiiungsgemeinschaft. Hier votiert Großrudestedt dafür,
dass der Sitz in ihrer Gemeinde sein so)!. Zwölf der elf Gemeinden haben sich jedoch
für den Sitz in Schloßvippach entschieden, da Schtoflvippach Insgesamt gesehen über
die umfassenderen [nfrastruktureinrichtungen verfügt. Die mögiicherweise
bestehenden Befürchtungen, dass Großrudestedt durch die Bildung der
VerwalEungsgemeinschsft „Gramme-Vippach" mit Sitz in Schloßvlppach Nachleite
erleiden würde, sind unbegründet. Alle zwöif Gemeinden der beiden
Verwaitungsgemeinschaften „Gramme-Aue" uncf „An der Marke" haben sich bereits im
Jahr 2017 eindeutig für eine Verteilung der zukünftigen Verwaltung auf die Standorte
Schloßvippach und Großrudestedt verständigt (siehe Anlage 3: Absichtserkiärung
beider VG's vom 22.11.2017 und Beschluss Vogelsberg Nr. 67/2018), Bei dem Aufbau
dieser neuen Verwaltung soll dabei dem Einsatz der modernen Medien („Digitale
Verwallung") ein ganz besonderer SteNenwert eingeräumt werden.

4. Der Gemeinderat bittet daher darum, dass auch unter Berücksichtigung des Vorschlags
von MdL Frank Kuschel und der darauEhin gefassten Ergänzungsbeschlüsse der
Gemeinderäte, der § •11 unverändert verabschiedsi wird, zumal die Bildung der
VG „Gramme-Vippach" deinen sich möglictiöfweise in der Zukunft ergebenden
Neugliederungserforöernissen bezügJich der Städte Erfurt und Sämmerda
entgegensteht. Auf diese Tatsache hat bereits auch schon Herr MdL Frank Kusche! in
der Ptenumstagung am 28.03.2019 hingewiesen und er hat angemerkt, dass daher
eventuell ein entsprechender Passus in der Begründung zum Gesetz ergänzt werden
könnte. Es liegt ioin rechtlicher Grund vor, der gegen diese „Fusion" der beiden
VerwalEungsgemeEnschaften spricht.



VG „Gramme Aue" _-,
Bahnhofstraße 16 ' ü3 '^^ J2./
99195 Großrudesißdf

VG „An der Marke"
Erfurter Straße 6
99195 Schloßvippsch

An das
Thüringer Ministerium für Inneres und KommunaJes
Referat 3 1
Frau Barbara Moß ' '

Stelgerstraße 24
99096 Erfurt

Entwurf ehws Zweiten Thüringer Gesetzes zur freiwilligen Neugliederung krefsangehörigßr
Gemßindsn im Jahr 2019

Abfrage einer Steilungnahme von betroffenen Landhrelsen, Verwaltungsgemsinschaften und
Gemeinden gern, § 46 Abs. 1 S. 2 ThürKO
Ihr Zeichen:' 31-1482-4/2018

3276/2019)

Stellungnahme zur NeubHdung der Verwaltungsgemefnschaft „Gramme Vippach"

Präambol

Aufgrund dsr engen Zusammenarbeit der zwölf Gemeinden' der beiden

Verwaltungsgemeinschaften „Gramme-Aue" und „An der MarKe"-haben sich dis beteiligten

Gemeinden darauf geelnigti eine gemeinsame Stellungnahme abzugeben.

Rechtliche Würdigung der Neubilciung der VG „Gramme-Vlppacb"

Artikel 92 Abs. 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen lässt Bestands- und Gebietsändefungen

von Gemeinden und Landkreisen nur aus Gründen des öffentlichen Wohls zu. Gemäß § 48 Abs. 1

ThürKO in der aufgrund der Nichtigkeit des Vorschaltgesetzes nach wie vor geltenden Fassung

können auf Antrag der beieiligten Gsmeinden Verwailungsgemeinschaften durch Gesetz gebildet,

geändert, erweitert oder aufgelöst werden, sofern Grunds des öffentlichen Wohls nicht

entgegenstehen. Der Begriff des öffentlichen Wohis ist ein generalklauseiartiger unbestimmler

Verfassungsbegriff, dessen Konkretisierung vorrangig Sache des demokratisch legitimierten

Parlaments ist, Dem Gesetegeber obliegt es, die für ihn maßgeblichen Gemelnwohlgründs im

Rahmen der verfassungsrechtiichen Vorgaben zu bestimmen und an ihnen die konkfete

Neugliecjerung auszurichten.



Die Zuordnung dsr Gemeinde Großrudestedt zu der neuen Verwältungsgemelnschaff entspricht

den Belangen des öffentlichen Wohls § AG Abs. 2 Satz 3 ThürKO, well die Selbststäfidlgtelt der

Gemeinde in dieser Struktur gewahrt bleibt und die Zuordnung vor dem Hintergrund der

Einwohneraah! dsn geringsten Eingriff der vom Gesetzgeber h § 46 Abs. 3 ThürKO vorgssehenen

NeugtiederungsmäglichkeiEen für gesetzeskonforme Veriiältnissa darstelit. Darüber hinaus ist die

Zuordnung zur neuen Verwaltungsgemeinschaft erforderlich, damit die Gemeinde Großrudsstedt

ohne Unterbrechung einer ieisfungsfähi'gen Verwaitungsstniktur angehärt.

Strukturpolftische Würdigung der Neubflctuncj der VC3 „Gramme-Vippach"

Mit der Biidung dsr neuen Verwaitungsgemeinschaft „GrammQ-Vippach" mit derzeit 9.232

Einwohnern (Thüringer Landesamt für Statistik, Stand: 31.12.2017) wird ejns Verwaltungsstruktur

geschaffen, die alle betelilgten Gemeinden in die Lage versetzt, die Verwaltung effizienter zu-

strukturieren, die vorhandenen Pofenzofe zu bündeln und an die aktuefien Anforderungen der

demografischen Entwicklung anzupassen.

Darüber hinaus tönnen die Planungsmögdchkeiten deutiich verbassert werden, da eine

abgestimmte Planung Über ein wesentlich größeres, zusammenhängendes Gebiet lefchtef möglich

ist. Dieses Ziel wurde bereits von allon zwöif Gemeinden sinvemehmlich vereinbart, Des Weiteren

beabsichtigen die zwölf Gemeinden, weitere Aufgaben ihres eigsnen Wirkungskreises aufdie-neus

Verwaitungsgemefnschaft zu übertragen (2.8. Bauhof, Kindergarten). Auf diese Weise sollen

Synergieeffekte genutzt und die Struktur tefstungsfähiger ausgestaltet werden.

Die Btidung der Verwaitungsgemeinschaft „Gramme-Vippach11 wird als ein erster und sehr

wichtiger Schritt .zur Schaffung größerer und effizienter VerwaliungsstruKturen gesehen, um sich

mitteffrEstig kontfnuisrllch In Richtung [eitblidkonformer Verwaltungsstrukturen weiterentwickeln zu

';önnen.

Diese o.g. Grundsätze werden von allen zwölf Gemeinden der beiden betroffenen

Venvaltungsgemelnschaften getragen, wie in den weiter unten aufgeführten Dgrlegungen konkret

belegt wird. Die Tatsache, dass die Gemeinde Großrudestecft den alctusllen Antrag zur Bildung der

Vewaltungsgsmeinschan ß ramme- Vjppach" nicht mjtgetcagen hat, fst ledtglich darauf

zurückzuführen, dass die Gemeinde Großrudestadt den zukünftigen Silz der

Verwaltungsgsmejnschaft „Gramme-Vippach11 lieber In Großrudestedt als In Schfoßvippach sehen

würde.

Entsprechend den Leih/orstellungen des LEP 2025 sollen ländlich geprägte Räume als

eigenständige Lebens- und Wirischaftsräume gesichert werden. Dabei soll Ihre Ailraktivliät als

Naluf-, Kultur, und Erholungsraum erhalten und qualitativ entwickeH werden, EEnsn solchen

ländlich geprägten und zusammenhängenden Raum bilden die Gemeinden der zukünftigen



durch Zusammenschiuss zu Pianungsverbänden zur gemeinsamen Flächennulzungsptenung für

einen gemeinsamen Versorgungsbereich wahrgenommen werden (funktlonsteilige Zentrale Orte)

könrien. Dieses wird u. a. von allen zwöff Gemeinden der zukünftigen Verwaitungsgemeinschaft

„Gramme-Vippach" im Zusammenhang mit der Bildung der KAG „Gramme-Vippacti11 und der

gemeinsamen Erslollung eines REK angestrebt.

Die Stärkung dar zentralörillchen Funktion kann zunehmend nur durch Bündefung der Kräfte und

Ressourcen, durch weitgehende tooperative Leistungserbringung und durch Zusammsnsrbeit in

Net2werken erzielt werden. Durch Arbeitsteilung können Angebote der Daseinsvorsorge sowohl

i<ostensparend und fctedarfsgerecht, afs auch langfristig und sozialverträglich gewährleisiet werden,

Ein funktionstejllger Zentraler Ort setzl steh dementsprechend aus mindestens zwei seffaständigen

Gemeinden zusammen. Erst die gemeinsame Funktionsausübung führt In diesen Fä!!en zu dem

für einen Zentralen Ort charakteristischen FunREionsspektrum, wobei sich die einzsinen

Gemeinden mit ihren Funktionen komplementär ergänzen und nicht in Konkwrenz zu einander

stehen, Ais funkfionsteiiige Zentrale Orte gelten Insbesondere solche Gemeinden, die in eJnem

engen sledlungsstrukturelien Zusammenhang stehen und funktionafe Mittelpunkte eines

gemeinsamen Versorgungsbersiches, auchgrenzOberschreftend, sind.

Diesen grundsätzlichen Erwägungen zum „funktionsteifigen Zentraien Ort'1 foigend, haben bereils

gm 22,11.2018 die Bürgermeister alier zwöif Gemeinden der beiden Vefwallungsgemeinschaflen

eine gemeinsame Absichtserkläaing zum Aufbau der zukünftigen Verwaltungsgemejnschaft

„Gramme-Vtppach" als Leitbild unierzeichnet (siehe Anlage).

In diesem leitbild wircf u. a, festgelegt, dass die Verteijung der för eEne Verwaltung erforderflchen

Ämter der neuen Verwattungsgemeinschaft in. Schloßvippach und Graßrudestedt abgesiimmt und

ausgewogen effoigen sojf. Keine der Gemeinden soll durch die Zusammeniegung der beiden

t/erwaitungsgemeinschaften Nachteile erleEden. Weiter soll dabei auch geprüft werden, welche

Möglichkeiten und Synergten sich durch die Bündeiung von Aufgaben des eigenen

Wirkungskreises der Gemeinden bei der VG (Bauhöfe, Kindergärten) und eine intensivierung der

Zusammenarbsif bei den freiwliligen Feuerv/ahren ergaben.

Ergänzend hierzu wurden im Zeitraum zwischen dem 15.11.201Q und dem 12.12.2018 von 11 der

zwölf Gsmeinden (außer Großrudestedt) einheitflchs Beschlüsse zur konllnuierlichen

Wsiterentwicktung gefasst (siehe Anlage), Hierbei wird 'betont, dass die Bildung der

Verwaitungsgemeinschaft ,Gramme-Vippäch'1 ein erster und sehr wfl'chtiger Schritt zur Schaffung

größerer und effizfenterer Veruvsftungsstruktufen ist. Gleichzeitig wird festgelegi, dass sich die

Gemsfnden innerhalb der neu gebildeten Vsrwaftungsgemeinschaft „Gramme-Vippach11 Über dss

Zusammentegung einzelner Aufgaben des eigenen Wifkungskrelses verständigen und dabei

immer weiter zusammen wachsen wollen, MiUeifrisEig kann somit eine koptinuierifche

Weiterentwicklung 'in Richtung einer leiEbildkonformen Vera/altungsstruktur erfolgen.



* Readschufe Schloßvippach für die Einzugsgebfete alter Gemeinden beider

VerwEiltungsgemeinschafien

Abwasserzweckverband ..Gramme-Vippach" für d!e Gemeinden Afpsrstedt, EGksledt,

Großrudestedt, Marftvlppach, Schioßvjppach uncj Udestedt

Abschließendes Votum zur NeubEldunß der VG „Grßmme-Vippach"

Zwar räumen die Leiifjnfen der Bildung von Emheits- und LandgemeEnden den Vorrang ein.

Zugleich wird aber dem Prinzip der Freiwillig keit bei der erforcfsrijchen Stärkung der StfUkturen

eine hohe Bedeutung eingeräumt. Diß Möglichkeit der Bildung, Änderung oder Efweiierung einer

Verwaitungsgemeinsöhafl ist in § 46 Abs. 1 ThürKO weiterhin vorgesehan und durch die Leitlinien

nicht ausgeschios.sen worden. Soweit eine solche Slfukturänderung der Verbesserung der

Leislungs- und Verwaltungskrsfl der Gamelnden dient und ihr keine Gründe des öffentlichen

Wohls entgegenstehen, ist sie weiterhin möglich und kann von den Gemeinden beantragt werden,

solange die Pfjfchtphaso der flächendec!<enden Gemelndegebistereform noch nicht singeleitet

wurde;

Die Zusammenführung der bisher in zwei separaten Vefwaitungsgemeinschaften handelnden ,

zwölf Gemeinden zur einer sehr leistungsfähigen Verwaflungsstruktur mit der beabsichtfgien

Aufgabenerfüliung über den klassischen Verwaltungsbereich hinaus,'ist eine gute Vocaussefzung

dafür, In dem prosperierenden Kernbereich unseres Landes zwischen dsn Zentren Erfurti Weimar

und Sömmerdg eine kommunaie Einheit zu schaffen, dia diesen Zentren ein leisiungsfäfiiger

Partner sein kann. Dafür ist der Zusammenschluss beider Verwaltungsgemeinschaffßn'der erste'

Schritt auf der Grundlage der Leitlfnien der Gemeindegebretsreform in Thüringsa

r)as Zusammenführen beider VeFwaftungsgemeinschaften schafft d!e Vorausselzung für eine sich

weiferentwicke^nde stabile Rommunale Einheit in einer sehr zentraten Lage unseres Freistaats. Dfe

bereits jetzt schon bestehende gute wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wird sich in cilesem

Entwi'ckfungscluster in der Mitte Thüringens weiter verstärken und die zu erwartenden

Efnwohnerzahlen werden steh daher such innerhalb der angestrebten Vefwaltungsgemelnschaft

„Gramme-Vippach" ntcht nur stabilisiersn sondern sogar prosperieren,

h/ilt der Bildung der Verwaitungsgemeinschaft ,Gramme-Vippach" v/ird, in Verbindung mit den

beschriebenen weiteren Maßnahmen und angestrebten Weiterentwlckjunöen, ein deutlicher

Beitrag zur Stärkung des (ändlichen Raums in Thüringen und zur Schaffung gleichwertiger

Lebensbecfingungen gefeistet ohne dass das bisherige Gieichgewicht zwischen Stadt und Land

gestört wird.



Gemeinde Vogeisberg ~ v 1<!C^ ^
Gemeinderat

Beschtuss-Nr,75/2018

Auf der Grundlage der Thüringer Komntunalorcfnung -ThürKO- vom 16. August 1993
in der Fassung der Neubekanntmachung vom 2ß. Januar 2003 (GVB!. S, 41), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. April 2018 (GVBi. S. 74) beschiießt der
GemeinderatVogetsberginseinerSjt2ungam29.11.2018;'

Die Bildung der Verwaltungsgemeinschaft "Gramme-Vippach" ist ein erster und sehr
wichtiger Schritt 2ur Schaffung größerer und effizienter Vemaltuhgsstrukturen. Die
Gemeinden der ehemaligen Vefwaltungsgemeinschaften "Gramme-Aue" und "An der
Marke" werden sich in dieser neuen Verwaltungseinheit über Zusammenlegungen
einzelner Aufgaben des eigenen Wirkungskreises verständigen und dabei immer
weiter zusammen wachsen. Mittelfristig kann somit eine kontinuieriiche
Weiterentwicklung in Richtung einer leitbildkonformen Verwaitungsstrukfur, auf.der.
Grundlage der geltenden Rechtsnormen, erfotgen.

Der Bürgermeister wird hiermit ermächtigt> entsprechende Gespräche mit den
Bürgermeister(inne)n der anderen Gemeinden frühzeitig zu führen und den
Gemeinderal regelmäßig darüber zu informieren.

Finanzielle Auswirkungen; keine

II.

Stimmenergebnls: von 8 gesetzlichen Gemeinderäten und dem Bürgermeister

9 Anwesend
9 Ja-Stimmen
0 Nein-Stimmen
0 Enthaftungen

^L\I IW
hmidt ^^-^ Ma

Ürgermelster • 1. Betgeordneter



Veirwaftungsgemeinschaft »M der Mgrke" Erfurter Straße 6, 9&195 Schioßvfppach
Verwaltungsgefnßtfischaft „Grsmme-Aue", Bahnhofstraße 16, 99195 Großrudest&dt

- Die Gemeinschaftsvorsitzenden -

-^^
Absfchtserklärung der Bürgermeister zum Aufbau der
Verwaltungs^emeirischaft Gramme-Vfppach {VG-6V] • IfiEtbHd V.

-ßL( 3
Wir, die Bürgermeister der Gemeinden Afperstedt, Großmölsen, (äroßrudestedt mit den Ortstelien
Kleinrudestedt, Kwichbom und Schwansee, Eckstedt, Klefnmölsen, Markülppach mit Ortsteil Bschstedf, NÖda,
Oliendorf, Schloßvlppach mit Ortstei) DIelsdorf, Sprötau, Udestedt und Vogelsberg, erklären unsere Absicht, bei
der Neugrundung der VG Gramme-Vlppsch die Solange der Sttrger 3ller unserer Mitgliedsgemelnden tn den
Vordergrund zu stellen.

Wir stellen uns das Ziel bei der Gestaftung der neuen Verwaltung auf BürgerfreundHchfteit, QuaUfikation der
Mitarbfijter, Lehtungsfähfskeit und effektives iEusammenwfrken aller Ämter, fm Interesse unssrer Einwohner
EU achten.

Unsere Verwaltung soll mtt Hen vnd Verstand handeln, sich In die Perspektive unserer Bürgerinnen und
Bürger versetzen und korrekt, rechtsslcher und zügig entscheiden. Die Zussmmenlegung der beiden
Verwaltungsgemeinschaften verstehen wir als Chance.

Der Hauptsltz der Verwaftungsgemeinschaft Gramm e-Vfppach wird Schloßvippach sein.
Die Verteilung der für eine Verwaitung erforcferlichen Äinter wird zwischen den sitzen der neuen
VerwsftungsgemelnschajFt in Schloflvlppsch und GroSrudestedt abgestfmmt und ausgewogen erfolgen. Keine
der Gemeinden sofl durch die Zysammenlegung Nachteile erlftiden. Bei dfesem Prozess setzen wff auf Konsens
zwischen allen Dörfern unserer VG' en. Wir werden vor dem Hintergrund einer sparsamen HaysbaltfShrung für

längere Zeit dfe in unseren Gemeinden vorhandenen Immobiilen nuüen, um den BOrgern Servtcelclriufie«" in
.unmittelbarer Nähe anzubieten. Dazu soll auch die Einrichtung von BÖrgcrbüros in Großrudestedt yn^
Schloßvlppach geprüft werden.

Im Rahmen einer Organlaatlon5unterauchung wird !m Jahr 2038 für die Verwaltung etn neuer Organlsatfons-
und Dlenstpostenplan für die neue VG-GV erarbeitet. In diesem Zusammenhang soll auch geprüft werden,
welche Möglichkeiten und Synergfcn sich durch die Bündetung von Aufgaben des Bauhofes t>iw. der
Kindergärten ergeben. Dfe bisher in den Verwaitungsgemelnsdisften beschäftigten Beamten,
Entgeltbeschäftfgten und Arbeiter erhaiten efnfi Beschäfttgungsgarantle, die Ihrem blsherfgen Arbeitsvertrag
entspricht.

Die ZusBmmenarbelt der Gemeinden im Bereich der „FrelwiIHgen Feuerwehren" soll innerhalb der
VerwaJtungsgemeinschaft „Grsmmfr-Vlppach" .Intensivfert werden. Ole Freiwllttgen Feuerwehren !n den
Mltgjledsgem einden bleiben bestehen. Die StÜtipunktfeucrwchr In Grofirudestedt wird erhalten und
suhzessive modernlslert.

Ogffl, Gemc[JWä*Iperstedt BgfD, Gemelnda GroBinfliscn Bgm. CetTifllrxte Großrudutedt

flgm, Gemelnda Mariwfppach

flgm. Gerne (n ifc Spf B ta u

Sgm. li.S(T>e)mt(i Q!le»Klorf

ntlnde Ud&stcdt


